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ST.LUCIA
TERRORISMUSBEDROHUNG



St. Lucia weist gegenwärtig keine belastbaren Hinweise auf 
eine relevante terroristische Bedrohung oder die dauerhafte 
Präsenz ideologisch motivierter extremistischer Akteure auf. 
Die sicherheitspolitische Gesamtlage wird stattdessen nahezu 
vollständig durch organisierte Kriminalität, bewaffnete 
Bandengewalt sowie den transnationalen Drogen- und 
Waffenhandel bestimmt. Die verfügbaren Informationen 
stimmen darin überein, dass terroristische Strukturen derzeit 
keine maßgebliche Rolle für das nationale Bedrohungsbild 
spielen. Die größte Herausforderung besteht vielmehr in der 
zunehmenden Verflechtung lokaler krimineller Netzwerke mit 
regionalen Schmuggel- und Handelsrouten innerhalb der 
Karibik sowie den daraus resultierenden Auswirkungen auf die 
öffentliche Sicherheit. 

Die geostrategische Lage St. Lucias innerhalb der östlichen 
Karibik verleiht dem Inselstaat eine erhebliche Bedeutung als 
Transitknotenpunkt für den Drogenschmuggel zwischen 
Südamerika, Nordamerika und Europa. Insbesondere der 
maritime Kokainhandel bildet einen zentralen Bestandteil 
transnationaler krimineller Aktivitäten. Parallel dazu bestehen 
etablierte Schmuggelrouten für illegale Schusswaffen, die 
wesentlich zur Eskalation lokaler Gewalt beitragen. Die 
kriminalitätsfördernde Wirkung dieser regionalen Vernetzung 
erhöht zwar die allgemeine Sicherheitsbelastung, begründet 
nach der vorliegenden Informationslage jedoch keine 
eigenständige terroristische Gefährdung. 

Das nationale Sicherheitsumfeld wird seit mehreren Jahren 
durch einen deutlichen Anstieg der Gewaltkriminalität geprägt. 
Tötungsdelikte, bewaffnete Überfälle und Schusswaffengewalt 
stellen die dominierenden Bedrohungsformen dar. Die 
Gewaltdynamik konzentriert sich insbesondere auf urbane 

Räume wie Castries und Vieux Fort, wobei Rivalitäten 
zwischen lokalen Banden sowie Konflikte um den 
Drogenhandel den wesentlichen Auslöser bilden. Die 
dokumentierten Gewalttaten weisen keine ideologischen, 
religiösen oder politischen Zielsetzungen auf, sondern dienen 
der Sicherung ökonomischer Interessen, territorialer Kontrolle 
und der Aufrechterhaltung krimineller Marktstrukturen. Damit 
unterscheiden sich die beobachteten Gewaltphänomene 
grundlegend von terroristischen Organisationsformen. 

Die staatlichen Institutionen verfügen grundsätzlich über 
funktionsfähige Sicherheitsstrukturen, sehen sich jedoch 
erheblichen operativen Herausforderungen gegenüber. Die 
Royal Saint Lucia Police Force bildet gemeinsam mit 
regionalen Sicherheitsmechanismen, insbesondere dem 
Regional Security System (RSS), den Kern der nationalen 
Sicherheitsarchitektur. Ergänzt wird diese durch eine enge 
Zusammenarbeit mit CARICOM IMPACS, INTERPOL, der 
Caribbean Financial Action Task Force sowie weiteren 
internationalen Partnern. Der Schwerpunkt staatlicher 
Sicherheitsmaßnahmen liegt auf der Bekämpfung organisierter 
Kriminalität, des Drogen- und Waffenhandels, der Geldwäsche 
sowie des Menschenhandels. Die Terrorismusbekämpfung 
besitzt überwiegend präventiven Charakter und konzentriert 
sich auf internationale Kooperation, Grenzsicherung sowie 
Maßnahmen zur Unterbindung der Terrorismusfinanzierung. 

Parallel hierzu wurde der gesetzliche Rahmen zur 
Bekämpfung von Terrorismus und Terrorismusfinanzierung in 
den vergangenen Jahren fortentwickelt. Die vorhandenen 
gesetzlichen Regelungen dienen in erster Linie der 
Umsetzung internationaler Verpflichtungen sowie der Stärkung 
der Integrität des Finanzsystems. Hinweise darauf, dass diese 



Gesetzgebung als Reaktion auf konkrete terroristische 
Aktivitäten innerhalb St. Lucias geschaffen wurde, ergeben 
sich aus den vorliegenden Informationen nicht. Vielmehr steht 
die Sicherstellung internationaler Standards im Bereich der 
Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsbekämpfung im 
Vordergrund. 

Die Analyse der Akteurslandschaft bestätigt das Fehlen 
terroristischer Organisationen oder extremistischer Netzwerke. 
Weder islamistisch motivierte Gruppierungen wie der 
sogenannte Islamische Staat oder al-Qaida noch links-, 
rechts- oder separatistisch motivierte Terrororganisationen 
werden innerhalb St. Lucias nachgewiesen. Stattdessen 
dominieren lokale Bandenstrukturen, deren Aktivitäten auf 
Drogenhandel, Waffenhandel, Erpressung und weitere 
gewinnorientierte Deliktsformen ausgerichtet sind. Größere 
Netzwerke verfügen teilweise über regionale beziehungsweise 
transnationale Verbindungen und nutzen die geographische 
Lage der Insel zur Einbindung in internationale 
Schmuggelrouten. Gleichwohl fehlt ihnen eine ideologische 
Zielsetzung, sodass sie sicherheitspolitisch dem Bereich der 
organisierten Kriminalität zuzuordnen sind. 

Die regionale Sicherheitsdynamik beeinflusst die nationale 
Lage erheblich. Organisierte Kriminalitätsnetzwerke in der 
östlichen Karibik, Schmuggelverbindungen nach Venezuela 
und andere südamerikanische Herkunftsregionen sowie die 
zunehmende Verfügbarkeit illegaler Schusswaffen wirken als 
zentrale Destabilisierungsfaktoren. Darüber hinaus stellen 
klimabedingte Krisen, Cybersicherheit sowie transnationale 
Finanzkriminalität wachsende Herausforderungen für die 
regionale Sicherheitsarchitektur dar. Diese Entwicklungen 
erhöhen die strukturelle Verwundbarkeit St. Lucias, ohne 

jedoch gegenwärtig eine terroristische Bedrohungslage 
entstehen zu lassen. 

Insgesamt ergibt sich ein konsistentes strategisches Lagebild. 
Die sicherheitspolitischen Risiken St. Lucias werden 
gegenwärtig fast ausschließlich durch organisierte Kriminalität 
und deren transnationale Verflechtungen bestimmt. 
Terroristische Aktivitäten, Radikalisierungsnetzwerke oder 
extremistische Gewaltakteure lassen sich anhand der 
verfügbaren Informationen nicht nachweisen. Die größte 
mittel- bis langfristige Herausforderung besteht vielmehr darin, 
die zunehmende Professionalisierung krimineller Netzwerke, 
ihre Einbindung in internationale Drogen- und Waffenmärkte 
sowie die daraus resultierende Gewaltentwicklung wirksam 
einzudämmen und gleichzeitig die institutionellen Kapazitäten 
der Sicherheitsbehörden sowie die regionale Kooperation 
weiter auszubauen. 

Die sicherheitsrelevanten Risiken in St. Lucia unterscheiden 
sich grundlegend von klassischen terroristischen 
Bedrohungslagen. Während für ideologisch motivierte Gewalt 
keine belastbaren Hinweise vorliegen, ist das operative 
Bedrohungsbild durch hochgradig gewaltorientierte Formen 
organisierter Kriminalität geprägt. Die dokumentierten 
Gefahren ergeben sich vor allem aus der Verflechtung lokaler 
Banden mit regionalen Drogen- und 
Waffenhandelsnetzwerken. Gewalt dient dabei überwiegend 
der Durchsetzung wirtschaftlicher Interessen, der Kontrolle 
krimineller Märkte sowie der Absicherung territorialer 
Einflussbereiche. Politische oder religiöse Zielsetzungen sind 
nicht erkennbar. 



Die Akteurslandschaft wird von lokalen Banden dominiert, die 
sich hinsichtlich Organisation, Größe und Professionalität 
unterscheiden. Während kleinere Gruppierungen überwiegend 
lokal agieren, verfügen einzelne Netzwerke über 
Verbindungen zu transnationalen kriminellen Organisationen, 
die den Kokainhandel zwischen Südamerika, der Karibik, 
Nordamerika und Europa organisieren. Diese Kooperationen 
betreffen insbesondere den Transport von Betäubungsmitteln, 
den illegalen Waffenhandel sowie Geldwäscheaktivitäten. 
Teilweise bestehen darüber hinaus Hinweise auf politische 
Vernetzungen einzelner Banden, die ihnen Zugang zu 
Ressourcen oder lokalen Einflussmöglichkeiten verschaffen 
können. Diese Beziehungen stellen jedoch keine Hinweise auf 
politischen Extremismus dar, sondern dienen ausschließlich 
der Absicherung krimineller Geschäftsmodelle. 

Die operativen Vorgehensweisen der identifizierten Akteure 
konzentrieren sich auf bewaffnete Gewalt. Zu den häufigsten 
Deliktsformen zählen gezielte Tötungen im Rahmen von 
Bandenkonflikten, Vergeltungsakte, bewaffnete Raubüberfälle, 
Erpressungen sowie weitere gewaltsame Eigentumsdelikte. 
Der Einsatz von Schusswaffen bildet das dominante Tatmittel. 
Die verfügbaren Informationen zeigen, dass ein erheblicher 
Teil der registrierten Tötungsdelikte mit Rivalitäten zwischen 
Banden sowie Konflikten um den Drogenhandel 
zusammenhängt. Hinweise auf komplexe terroristische 
Anschlagsformen wie Sprengstoffanschläge, 
Selbstmordattentate, chemische oder biologische 
Angriffsmittel, Drohneneinsätze oder Cyberangriffe liegen 
hingegen nicht vor. 

Die Zielobjekte der dokumentierten Gewalt unterscheiden sich 
ebenfalls deutlich von terroristischen Angriffsmustern. 

Betroffen sind in erster Linie rivalisierende Bandenmitglieder, 
Personen aus dem kriminellen Umfeld sowie die allgemeine 
Bevölkerung in kriminalitätsbelasteten Regionen. Gleichzeitig 
besteht ein relevantes Risiko für Touristen und andere 
ausländische Besucher, Opfer opportunistischer 
Gewaltkriminalität zu werden. Dokumentiert sind bewaffnete 
Raubüberfälle, Einbrüche, Körperverletzungen sowie einzelne 
schwere Gewaltdelikte innerhalb touristischer Gebiete. Diese 
Straftaten erfolgen jedoch nicht aufgrund einer symbolischen 
oder politischen Zielauswahl, sondern sind überwiegend 
opportunistisch oder wirtschaftlich motiviert. 

Staatliche Einrichtungen stellen nach der verfügbaren 
Informationslage kein bevorzugtes Angriffsziel terroristischer 
Akteure dar. Polizeikräfte geraten jedoch regelmäßig im 
Rahmen kriminalpolizeilicher Maßnahmen gegen Banden oder 
Drogenhändler in gewaltsame Auseinandersetzungen. Ebenso 
werden Hafenanlagen, Küstenabschnitte und maritime 
Verkehrswege von kriminellen Netzwerken als logistische 
Infrastruktur für Schmuggelaktivitäten genutzt. Daraus ergibt 
sich eine sicherheitspolitische Verwundbarkeit kritischer 
maritimer Infrastruktur, die jedoch im Kontext organisierter 
Kriminalität und nicht terroristischer Sabotage zu bewerten ist. 

Die größte strukturelle Vulnerabilität St. Lucias ergibt sich aus 
seiner geographischen Lage innerhalb der karibischen 
Drogentransitrouten. Die Nähe zu Südamerika sowie zu 
weiteren karibischen Inselstaaten erleichtert den Transport von 
Kokain und illegalen Schusswaffen. Diese Transitfunktion 
schafft erhebliche wirtschaftliche Anreize für organisierte 
Kriminalität und fördert die Ausbildung gewaltorientierter 
lokaler Netzwerke. Gleichzeitig erhöht sie die Abhängigkeit der 
inneren Sicherheitslage von regionalen Entwicklungen, auf die 



nationale Sicherheitsbehörden nur begrenzten Einfluss 
besitzen. 

Weitere Verwundbarkeiten ergeben sich aus begrenzten 
personellen und institutionellen Ressourcen der 
Sicherheitsbehörden. Die verfügbaren Informationen 
verweisen auf vergleichsweise langsame 
Polizeireaktionszeiten, Defizite bei der Strafverfolgung sowie 
Herausforderungen bei der Bekämpfung komplexer Finanz- 
und Geldwäschedelikte. Die Regierung reagiert hierauf mit 
einer Stärkung der Polizeikapazitäten, einer Weiterentwicklung 
der gesetzlichen Grundlagen zur Bekämpfung von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung sowie einer engeren 
Kooperation mit regionalen und internationalen 
Sicherheitsorganisationen. Diese Maßnahmen zielen vor allem 
darauf ab, die Widerstandsfähigkeit gegenüber transnationaler 
organisierter Kriminalität zu erhöhen. 

Die Gesamteinschätzung des operativen Bedrohungsbildes 
verdeutlicht, dass St. Lucia gegenwärtig nicht mit 
terroristischen Anschlagsrisiken konfrontiert ist. Die 
identifizierten Sicherheitsrisiken resultieren nahezu 
ausschließlich aus organisierter Kriminalität und deren 
transnationalen Verflechtungen. Zwar weist die Intensität der 
Bandengewalt teilweise ein hohes Maß an Brutalität auf, doch 
fehlen wesentliche Merkmale terroristischer Gewalt wie 
ideologische Motivation, politische Zielsetzung oder die 
strategische Einschüchterung staatlicher oder 
gesellschaftlicher Institutionen. Ein 
Terrorismus-Kriminalitäts-Nexus lässt sich anhand der 
verfügbaren Informationen nicht belegen. Die größte 
sicherheitspolitische Herausforderung besteht vielmehr in der 
weiteren Professionalisierung organisierter krimineller 

Netzwerke, ihrer regionalen Vernetzung und ihrer Fähigkeit, 
Gewalt als Instrument wirtschaftlicher Kontrolle einzusetzen. 

Die verfügbaren Informationen lassen keine Hinweise auf 
ideologisch motivierte Radikalisierungsprozesse oder die 
Existenz extremistischer Rekrutierungsnetzwerke in St. Lucia 
erkennen. Weder religiös motivierter Extremismus noch links-, 
rechts- oder separatistisch motivierte Radikalisierung treten im 
gegenwärtigen Lagebild als sicherheitsrelevante Phänomene 
in Erscheinung. Ebenso fehlen belastbare Erkenntnisse über 
terroristische Rekrutierungsstrukturen, propagandistische 
Aktivitäten oder Unterstützungsnetzwerke innerhalb des 
Staatsgebietes. Die gegenwärtige Bedrohungslage 
unterscheidet sich damit grundlegend von Staaten, in denen 
politische oder religiöse Radikalisierung den Ausgangspunkt 
terroristischer Gewalt bildet. 

Die vorhandenen sozialen Dynamiken begünstigen vielmehr 
die Rekrutierung in kriminelle Banden als in ideologisch 
motivierte Gruppierungen. Als wesentliche Einflussfaktoren 
werden wirtschaftliche Perspektivlosigkeit, 
Jugendarbeitslosigkeit, begrenzte Bildungs- und 
Beschäftigungsmöglichkeiten sowie sozial benachteiligte 
Lebensverhältnisse identifiziert. Diese strukturellen 
Rahmenbedingungen erhöhen insbesondere für junge Männer 
die Anfälligkeit gegenüber kriminellen Rekrutierungsstrategien. 
Die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie haben diese 
sozioökonomischen Belastungen zusätzlich verstärkt und 
damit die Rekrutierungsbasis organisierter Kriminalität 
erweitert. 

Kriminelle Banden schaffen Anreize, die weit über finanzielle 
Gewinne hinausgehen. Sie bieten Zugehörigkeit, Schutz, 



sozialen Status und teilweise auch Dienstleistungen an, die in 
strukturschwachen Gemeinden nur unzureichend durch 
staatliche Institutionen bereitgestellt werden. In einzelnen 
Regionen übernehmen sie informelle Ordnungs- und 
Unterstützungsfunktionen und stärken dadurch ihre 
gesellschaftliche Verankerung. Diese Entwicklung erhöht die 
langfristige Stabilität krimineller Netzwerke und erschwert ihre 
Bekämpfung, ohne jedoch eine ideologische Radikalisierung 
im klassischen Sinne zu begründen. 

Besondere sicherheitspolitische Bedeutung kommt der 
Rekrutierung Minderjähriger zu. Die verfügbaren Informationen 
belegen, dass Kinder und Jugendliche gezielt in kriminelle 
Strukturen eingebunden werden. Sie werden unter anderem 
als Unterstützer bei Bandenaktivitäten eingesetzt und teilweise 
bewusst genutzt, um polizeiliche Maßnahmen zu erschweren. 
Diese Entwicklung deutet auf eine langfristige Verfestigung 
krimineller Strukturen hin und erhöht das Risiko einer 
generationenübergreifenden Reproduktion organisierter 
Gewalt. Hinweise darauf, dass Minderjährige für terroristische 
oder extremistische Zwecke rekrutiert werden, liegen dagegen 
nicht vor. 

Auch im digitalen Raum ergeben sich derzeit keine 
belastbaren Hinweise auf terroristische Radikalisierungs- oder 
Rekrutierungsaktivitäten. Die verfügbaren Informationen 
enthalten keine Erkenntnisse über eine systematische 
Nutzung sozialer Medien, Messenger-Dienste oder anderer 
Online-Plattformen durch extremistische Akteure innerhalb St. 
Lucias. Cyberkriminalität wird lediglich in begrenztem Umfang 
dokumentiert und umfasst vereinzelte Delikte wie 
Schadsoftware, kompromittierte Social-Media-Konten oder 
Ransomware. Eine Verbindung dieser Phänomene zu 

terroristischen Aktivitäten ist nicht nachweisbar. Gleichzeitig 
verdeutlichen regionale Initiativen zur Stärkung der 
Cybersicherheit, dass digitale Risiken künftig stärker 
berücksichtigt werden sollen. 

Die sicherheitspolitische Entwicklung wird gegenwärtig vor 
allem durch die fortschreitende Intensivierung organisierter 
Kriminalität bestimmt. Die verfügbaren Informationen weisen 
auf einen anhaltenden Anstieg der Gewaltkriminalität, der 
Schusswaffendelikte und der bandenbezogenen 
Tötungsdelikte hin. Regionale Drogenhandelsnetzwerke, die 
hohe Verfügbarkeit illegaler Schusswaffen und die 
zunehmende Professionalisierung krimineller Organisationen 
verstärken diese Dynamik zusätzlich. Dadurch wächst der 
Druck auf Polizei, Justiz und weitere Sicherheitsbehörden, ihre 
operativen Fähigkeiten kontinuierlich auszubauen. 

Parallel hierzu reagiert der Staat mit einer Reihe institutioneller 
Maßnahmen. Dazu zählen der Ausbau der Polizeikapazitäten, 
die Weiterentwicklung der gemeindenahen Polizeiarbeit, die 
Intensivierung regionaler Sicherheitskooperationen sowie die 
Modernisierung der gesetzlichen Rahmenbedingungen zur 
Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung. 
Ergänzend soll die geplante nationale Risikoanalyse sowie die 
Vorbereitung auf internationale Evaluierungsverfahren die 
Widerstandsfähigkeit des Finanz- und Sicherheitssektors 
gegenüber transnationalen Bedrohungen stärken. Diese 
Maßnahmen besitzen überwiegend präventiven Charakter und 
dienen der langfristigen Absicherung staatlicher Resilienz. 

Die Quellenlage weist hinsichtlich der terroristischen 
Bedrohung ein hohes Maß an Übereinstimmung auf. 
Sämtliche bereitgestellten Informationen kommen zu dem 



Ergebnis, dass St. Lucia derzeit nicht als Operationsgebiet 
terroristischer Organisationen einzustufen ist. Unterschiede 
zwischen den Quellen bestehen überwiegend im 
Detaillierungsgrad der Beschreibung krimineller Strukturen 
sowie einzelner statistischer Angaben zur Gewaltkriminalität, 
nicht jedoch in der grundsätzlichen Bewertung der 
Terrorismuslage. Die vorhandenen Daten zu organisierter 
Kriminalität stammen überwiegend aus belastbaren staatlichen 
und internationalen Quellen und ermöglichen eine konsistente 
sicherheitspolitische Einordnung. Gleichzeitig bestehen 
weiterhin Erkenntnislücken hinsichtlich der konkreten 
Organisationsstrukturen lokaler Banden, ihrer personellen 
Stärke, ihrer transnationalen Vernetzung sowie möglicher 
zukünftiger Entwicklungen im Bereich der Finanz- und 
Cyberkriminalität. Informationen über terroristische 
Anschlagsplanungen, extremistische Netzwerke oder 
ideologische Radikalisierungsprozesse liegen nicht vor. 

Die strategische Gesamtbewertung zeigt ein konsistentes 
Lagebild. Die innere Sicherheit St. Lucias wird gegenwärtig 
nahezu ausschließlich durch organisierte Kriminalität 
beeinflusst. Terrorismus stellt derzeit weder operativ noch 
strategisch einen relevanten Bedrohungsfaktor dar. Das 
langfristige Sicherheitsrisiko liegt vielmehr in der weiteren 
Professionalisierung krimineller Netzwerke, ihrer regionalen 
Einbindung in transnationale Schmuggelstrukturen sowie ihrer 
Fähigkeit, staatliche Institutionen durch Korruption, Gewalt und 
wirtschaftliche Einflussnahme schrittweise zu schwächen. Die 
nachhaltige Stabilisierung der Sicherheitslage hängt daher in 
erster Linie von einer erfolgreichen Eindämmung der 
organisierten Kriminalität, einer Stärkung staatlicher 

Institutionen sowie einer vertieften regionalen und 
internationalen Sicherheitskooperation ab. 
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